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Kommunale Politik und Gesundheits
förderung

Arbeitsgruppe K 4

Krankenversicherung 
und Gesundheits
förderung

Moderation: Rolf Rosenbrock

Referenten: Christina Tophoven: Akteure und 
Träger für präventive Maßnahmen 
Hartmut Reiners: Aufgaben einer Kranken
versicherung für eine präventive Gesundheits
politik
Wolfgang Kämmerer: Gesundheitsförderung 
durch Krankenkassen nach dem Gesundheits
reformgesetz

In der bahnbrechenden Studie „Sozialpolitik 
und Selbstverwaltung", die das Wirtschafts
und Sozialwissenschaftliche Institut des DGB 
1977 veröffentlichte, findet sich nicht nur 
eine im wesentlichen bis heute gültige 
Beschreibung der Notwendigkeiten und 
Möglichkeiten von Prävention und Gesund
heitsförderung, sondern es wird dort auch 
den halbparitätisch selbstverwalteten Kran
kenkassen eine überragende Rolle bei der 
Lösung dieser Probleme zugeschrieben. Die 
seither vergangenen 12 Jahre haben gezeigt, 
daß die Kassen mit dieser Aufgabe offen
sichtlich überfordert sind. Dennoch mehren 
sich vor allem seit der Verabschiedung des 
V. Buches des SGB (Gesundheitsreform- 
Gesetz) wieder die Stimmen, die den Kran
kenkassen für die vielfältigen Aufgaben der 
Verhältnis- und Verhaltensprävention, der 
schichten- und gruppenspezifischen Pro
gramme für Gesundheitsförderung und Prä
vention, der politischen Einflußnahme auf 
gesundheitsschädliche Strukturen in der 
Arbeitswelt, in der Umwelt und bei den 
Konsumgütern eine bestimmende Rolle 
zuweisen.
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Es wird nur allzuleicht übersehen, daß ein 
bloßer Auftrag des Gesetzgebers noch nicht 
jene mindestens vier Faktoren aus der Welt 
schaffen kann, die einer führenden Rolle der 
Krankenkassen bei der Prävention entgegen
stehen. Diese sind:

-  Die Philosophie der Kassen: Vertragspart
ner ist der einzelne Versicherte, an den im 
Bedarfsfall individuell zurechenbar gelei
stet wird. Diese für das gegliederte Ver
sicherungssystem konstitutive Beziehung 
ist mit der Logik der sich primär an Kol
lektive richtenden Präventionsleistungen 
nur in Ausnahmefällen vereinbar.

-  Das Verständnis von Gesundheit und 
Krankheit in den Kassen: Die Krankenkas
sen sind in den hundert Jahren ihrer 
Geschichte nicht von der Fixierung auf 
den Medizinbetrieb und den ärztlichen 
Beruf losgekommen. Sie überschätzen 
dabei -  darin dem Bevölkerungsdurch
schnitt nicht unähnlich -  die Rolle der 
Medizin für Gesundheit im allgemeinen 
und für Gesundheitsförderung und Prä
vention im besonderen ganz beträchtlich.

-  Die mangelnden Einflußmöglichkeiten der 
Kassen auf die Verursachungsfelder: 
Gerade die wichtigsten Präventionspro
jekte berühren ökonomische und politisch 
hochbesetzte Interessenfelder mächtiger 
Gruppen und Unternehmen. Die Kassen 
haben hier lediglich ein ideelles Bera
tungsmandat und keine Sanktionsgewalt. 
Auch ausgereifte Konzepte der Prävention 
in der Arbeitswelt, der Umwelt, der Ver
kehrspolitik, der Erholungsgestaltung und 
im Erziehungswesen haben unter diesen 
Bedingungen kaum realistische Durchset
zungschancen.

-  Der fehlende Interessenbezug: Es gibt für 
die Kassen keine positiven und negativen 
Sanktionen für erfolgreiche bzw. unterblie
bene Prävention. Wirksame Prävention ist 
auch kein Konkurrenzparameter im Über
lebenskampf um neue Mitglieder. Wenn 
und solange dies so ist, werden auch 
innerhalb der Kassen im Zweifelsfalle die

Public Relations-Interessen über das Inte
resse an mühsamen Präventionsprojekten 
obsiegen.

Zweifellos gibt es aber auch Hinweise 
darauf, daß sich die Handlungsfähigkeit der 
Kassen in den letzten Jahren verstärkt hat: 
Gedankengut und auch Repräsentanten der 
vor allem akademisch gebildeten Gesund
heitsbewegung sind zunehmend in den 
Apparaten der Kassenverbände präsent. Es 
gibt in den Kassen ein Bemühen, den aus 
dem Panoramawechsel der Krankheiten fol
genden Paradigmenwechsel hin zu sozial
epidemiologisch angeleiteter Prävention 
auch institutionell nachzuvollziehen. Diese 
Tendenzen haben sich in Unternehmungen 
wie dem Gesundheitszentrum Mettmann, 
Handbüchern zur betrieblichen Prävention, 
dem Gesundheitspark München, in Projekten 
der Ernährungsberatung, von Lauftreffs, 
Antiraucherkampagnen etc. nieder
geschlagen.

Die Frage aber bleibt: Können Kassen bei 
den gegebenen Rahmenbedingungen über 
die politisch unproblematischen, aber in ihrer 
Wirksamkeit äußerst reduzierten Projekte 
bloßer Gesundheitsaufklärung und -erzie- 
hung hinauskommen? Sind Kassen in der 
Lage, das Richtige, d.h. das epidemiologisch 
Wichtige zu tun? Können sie es in wirksamer 
Weise tun?

Die Frage nach dem möglichen Betrag der 
Kassen zur Prävention läßt sich nur im Rah
men eines Gesamtkonzepts beantworten, 
das die verschiedenen Akteure (Staat, 
Sozialparteien, Krankenkassen, soziale 
Bewegungen), ihre Arbeitsteilung und die 
gegebenen Kräfteverhältnisse realistisch in 
Rechnung stellt. Prävention bleibt primär 
eine Aufgabe staatlicher, zentraler und 
dezentraler Politik. Dieser Verantwortung ist 
auch durch die symbolische Delegation der 
Aufgabe an die Krankenkassen nicht zu 
beseitigen. Auch der § 20 SGB V ist ohne 
staatliche Flankierung nicht einlösbar.
Im Rahmen ausgewiesener Arbeitsteilung 
kommt den Kassen z. B. im Rahmen regiona
ler Gesundheitskonferenzen oder betrieb-
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licher Präventionsprogramme die Aufgabe 
der sozialepidemiologischen Datenaufberei
tung, der Thematisierung und zum Teil auch 
der Koordination zu.

Ein bescheidener, aber realistischer Beitrag 
der Kassen zu einer nicht bloß symbolischen 
Präventionsstrategie erscheint wichtiger als 
die Produktion großer Programmsätze und 
bunter Broschüren, die letztlich nur die 
Reduktion von Prävention auf wirkungsarme 
Verhaltensappelle oder epidemiologisch 
unsinnige zusätzliche Früherkennungs
programme kaschieren.

Rolf Rosenbrock


